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Der Bürgerkrieg in Sri Lanka scheint nach den Entwicklungen der vergangenen Wochen und Mo-
nate vor dem Ende zu stehen – zumindest was die militärischen Kampfhandlungen zwischen der 
Armee und der LTTE angeht. Nunmehr stellt sich die Frage nach den Chancen für eine stabile und 
allseits akzeptierte Regelung der politischen Hintergründe des Konflikts. Doch genau hier liegt das 
eigentliche Problem, im Grunde bereits seit Erlangung der Unabhängigkeit. Es kann nur überwun-
den werden, wenn alle Konfliktparteien bereit sind, Antagonismen und Asymmetrien zu überwin-
den. 
 
 
Bestimmungsgründe des Bürgerkriegs in Sri Lanka 
  
Der Konflikt in Sri Lanka (Gesamtbevölkerung: ca. 20 Millionen) zwischen der Bevölkerungs-
mehrheit der Singhalesen (ca. 72% der Bevölkerung; in der überwältigenden Mehrheit Buddhis-
ten) und den Tamilen, der größten Minderheit (insgesamt ca. 18%; mehrheitlich Hindus, aber 
auch Christen) prägt bereits seit der Erlangung der Unabhängigkeit von der britischen Kolonial-
macht im Jahre 1948 die politische Entwicklung des Landes. Gewaltsame Konflikte zwischen 
beiden Gemeinschaften gab es auch in den vormodernen Zeiten der ca. 2000-jährigen gemein-
samen Geschichte auf der Insel, aber die Phasen einer friedlichen Koexistenz überwiegen deut-
lich. Während der britischen Kolonialzeit waren Tamilen allerdings die bevorzugten Stützen der 
Kolonialmacht; sie wurden weitaus häufiger als Singhalesen in den britischen Verwaltungsdienst 
rekrutiert. Da die Bevorzugung einer Minderheit ganz dem Sinn der britischen Divide et Impera-
Strategie entsprach, erlangten Tamilen besseren Zugang zu English-Medium-Schulen, wodurch 
viele von ihnen eine systematische Vorbereitung auf den Verwaltungsdienst der Kolonialmacht 
erhielten. Mit Blick auf Einfluss und Privilegien profitierten die Tamilen daher von der Kolonial-
macht, zumindest in der Perzeption der Singhalesen.  
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Mit der Erlangung der Souveränität und dem Übergang zu einem modernen Staatswesen traten 
sofort massive Konflikte über die Grundlagen der nationalen Integration auf, also konkret über 
den Stellenwert, den die Tamilen als weitgehend kompakte Minderheit im Staate beanspruchen 
konnten, bzw. welcher Stellenwert ihnen durch die singhalesische Mehrheitsbevölkerung zuge-
wiesen werden sollte. Durch die politische Instrumentalisierung der verschiedenen Akteure und 
Parteien nahmen diese Konflikte im Zeitablauf an Intensität zu und eskalierten schließlich in 
einen Bürgerkrieg. Dabei gerieten die Fragen nach Art und Reichweite politischer Autonomie in 
den tamilischen Mehrheitsgebieten im Norden und Osten der Insel sowie nach dem Rang der 
tamilischen Sprache in den Mittelpunkt. Zwar sahen sowohl die erste Verfassungsordnung nach 
Erlangung der Unabhängigkeit als auch die nachfolgenden Verfassungen den Schutz von Min-
derheiten, die Gleichheit aller Bürger vor dem Gesetz und die Gewährleistung der fundamenta-
len Bürgerrechte vor, nicht aber Vorkehrungen für regionale Autonomie.  
 
Die Tamilenproblematik fand ihren ersten kritischen Ausdruck bereits 1948/49 durch eine Politik 
der Ausgrenzung der so genannten "indischen Tamilen" (auch Hochland-Tamilen oder Estate 
Tamils). Hierbei handelt es sich um Arbeitsmigranten, die von den Briten vor allem im 19. Jahr-
hunderts ins Land geholt worden waren, um auf den Kaffee-, später den Teeplantagen im Her-
zen der Insel, also nicht im tamilischen Mehrheitsterritorium der Insel, eingesetzt zu werden. Die 
indischen Tamilen, die nur über oberflächliche Beziehungen zu den eingesessenen srilankischen 
Tamilen verfügen, wurden nicht als Staatsbürger Sri Lankas anerkannt und erhielten folglich 
kein Wahlrecht. (Die politischen Hintergründe waren eher profan: Tatsächlich wollten die etab-
lierten Parteien verhindern, dass die indischen Tamilen die Kommunisten wählen!) Mit dieser 
Politik war das Merkmal der ethnischen Identität in die politischen Entwicklungen Sri Lankas 
eingeführt, mit Auswirkungen nicht nur auf die indischen, sondern auch auf die srilankischen 
Tamilen.  
 
Mehr als die Hälfte der indischen Tamilen wurden in den 60er Jahren nach Indien ausgebürgert 
(im Zuge eines Abkommens mit dem nördlichen Nachbarn), der Rest verblieb als zunächst "staa-
tenlose Bürger" im Lande. Erst seit den 80er und 90er Jahren erhielten sie sukzessive Wahlrecht 
und Staatsbürgerschaft; der Prozess kam erst 2003 vollständig zum Abschluss. Heute machen 
die indischen Tamilen etwas mehr als 1 Mio. Menschen der Bevölkerung Sri Lankas aus (ca. 
5,5%), während die srilankischen Tamilen im Norden und Osten der Insel ca. 12,5% der Bevölke-
rung umfassen (ca. 2,5 Mio. Menschen). 
 
Die Tamilenproblematik führte bereits seit der Frühzeit des unabhängigen Sri Lanka zu massiven 
Konflikten innerhalb von Regierungskoalitionen, zu Parteiabspaltungen und -neugründungen. 
Singhalesischer Nationalismus, zumeist in chauvinistischen Ausdrucksformen, zum Teil auch 
eingebettet in religiöse Begründungszusammenhänge (Sri Lanka als buddhistisches Land), wurde 
ein Kernelement srilankischer Parteipolitik. Im Gegenzug entstanden Parteien der tamilischen 
Gemeinschaften und der Muslime. Neben Fragen der reinen Machtpolitik ging auch die Abspal-
tung der Sri Lanka Freedom Party (SLFP) von der United National Party (UNP) im Jahre 1951 auf 
unterschiedliche Haltungen zum Rollenverständnis von Singhalesen und Tamilen im Staat zu-
rück. Dem Führer der SLFP, Solomon W.R.D. Bandaranaike, gelang 1956 der Wahlsieg mit der 
Kampagne Sinhala only – der Forderung nach einem singhalesischen buddhistischen Nationa-
lismus mit sozialistischer Prägung. Als Kernelement seiner nationalistischen und chauvinisti-
schen Politik gilt das von ihm durchgesetzte "Sinhala Only Law", mit dem die singhalesische 
Sprache zur alleinigen Staatssprache erklärt wurde.  
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Dieses Gesetz schaffte das Englische als offizielle Sprache ab. Es richtete sich damit zunächst 
gegen die traditionelle, multikulturelle urbane Elite, die nur bedingt der singhalesischen Sprache 
mächtig war. Dazu gehörten viele so genannte "Burgher", zumeist Christen, Nachfahren aus 
Verbindungen der ehemaligen Kolonialmächte (Portugal, Holland, England) mit Einheimischen, 
von denen viele in der Folge das Land verließen. Vor allem aber machte das Gesetz die Tamilen 
zu Bürgern zweiter Klasse. English-Medium-Schulen, bis dato eine Kernvoraussetzung für Auf-
stieg und Statusgewinn der Tamilen, wurden geschlossen. Da das Englische jedoch allein durch 
singhalesisch, nicht durch singhalesisch und tamilisch, ersetzt wurde, war den Tamilen nunmehr 
der Zugang zum Staatsdienst und zu öffentlichen Ämtern, aber auch die ungehinderte Teilnah-
me am Wirtschaftsleben extrem erschwert. Tausende von Tamilen mussten den Staatsdienst 
quittieren, da sie die neue nationale Sprache nicht beherrschten. Um das Jahr 1970 bestand der 
gesamte Staatsdienst, auch Armee und Polizei, schließlich nahezu ausnahmslos aus (buddhisti-
schen) Singhalesen; für (hinduistische) Tamilen blieben bestenfalls untere Ränge, die (vornehm-
lich christliche) traditionelle Elite der Burgher spielte keine Rolle mehr. 
 
Die Sinhala-Only-Politik stieß besonders bei den unterprivilegierten Schichten der Singhalesen 
in den Städten und der Landbevölkerung insgesamt auf große Zustimmung. Sie galt ihnen – und 
gilt vielen weiterhin – als entscheidender Schritt für die Beseitigung zuvor erlebter Diskriminie-
rung und Benachteiligung sowie als Mechanismus für gesellschaftlichen Aufstieg und Owners-
hip am Staatswesen. Einmal eingeführt, war sie in ihrem Kern praktisch nicht revidierbar, da für 
eine fundamentale Revision keine Mehrheit unter der Wahlbevölkerung zu erlangen war. Die 
hohe Intensität des ethnischen Konflikts, aber auch die Polarisierung srilankischer Parteipolitik 
zwischen der SLFP und der UNP geht damit wesentlich auf die Regierungszeit Banadarainkes 
zurück. 
 
Die weitere Entfremdung zwischen Singhalesen und Tamilen fand ihren klarsten Ausdruck durch 
die Verfassung von 1972, in der Minderheitenrechte einen deutlich schwächeren Status erhiel-
ten als zuvor. Der Buddhismus wurde zwar nicht zur Staatsreligion erklärt, die Verfassung wies 
ihm aber einen herausgehobenen Stellenwert zu, als besonders zu schützende und zu stärkende 
Religion. Zudem wurde der Staat nunmehr von Ceylon in Sri Lanka umbenannt. Diese Bezeich-
nung basiert auf Sanskritworten (wörtlich: "Heilige Insel"), geht also auf die indogermanische 
Sprachfamilie, zu der das Singhalesische zählt, zurück; tamilisch gehört demgegenüber zu den 
dravidischen Sprachen. Hinzu kamen in den 70er Jahren verschiedene gesetzliche Maßnahmen, 
deren Implikationen die Spaltung zwischen Singhalesen und Tamilen vergrößerten. 
 
 
Erst 1987, mit der Verabschiedung des 13. Verfassungszusatzes, wurde die Situation formal ent-
schärft. Druck aus Indien spielte hierbei eine zentrale Rolle. Kapitel IV der Verfassung bezeichnet 
beide Sprachen als Nationalsprachen, legt aber auch fest, dass singhalesisch "die" offizielle 
Sprache Sri Lankas ist, während tamilisch als eine offizielle Sprache anerkannt wird (nämlich in 
den tamilischen Gebieten); englisch wird als Link Language zwischen beiden Sprachen akzep-
tiert. In den drei Jahrzehnten zwischen der Verabschiedung des Sinhala Only Law und der Ein-
führung dieses Verfassungszusatzes hatte sich jedoch das Verhältnis zwischen der nicht nur 
sprachlich privilegierten Mehrheits- und der diskriminierten Minderheitsbevölkerung so weit 
verfestigt, dass es nicht quasi per Federstrich aufgeweicht werden konnte. Die Singhalesen hat-
ten längst in jeder Hinsicht die Rolle als primäres Staatsvolk eingenommen. Außerdem hatte der 
Bürgerkrieg bereits begonnen. 
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Der Bürgerkrieg 
 
Die Tamilen konnten kaum anders, als die politische Entwicklung seit der Un-
abhängigkeit als Ausgrenzung zu empfinden. Wesentliche Teile ihrer 
politischen Eliten reagierten besonders nach der Verabschiedung der 
Verfassung von 1972 mit einer Hinwendung zu extremen Positionen, nämlich 
mit der Forderung nach einem unabhängigen Staat der Tamilen im Norden 
und Osten der Insel (Tamil Eelam), mindestens aber nach echter regionaler 
Autonomie. Die großen Parteien des "Südens", UNP und SLFP, waren in dieser 
Phase nicht willens oder fähig, den sich verschärfenden Konflikt über die 
nationale Integration durch politische Regelungskonzepte, die für beide Seiten 
akzeptabel gewesen wären, anzugehen – von den kleinen extremistischen 
Parteien ganz zu schweigen. Diese Polarisierung führte schließlich zum Bür-
Grün =Gebietsanspruch gerkrieg zwischen der Zentralregierung und  bewaffneten tamilischen Separa- 
der LTTE                   tisten. Sein Beginn wird gemeinhin auf  den 23. Juli 1983 datiert, als Separa-    
                            tisten eine Militärbasis im Norden der Insel  angriffen  und  elf  Soldaten star- 
                            ben.         
                              
Innerhalb der Bewegung tamilischer Separatisten gewann die LTTE (Liberation Tigers of Tamil 
Eelam) unter ihrem Führer Velupillai Prabhakaran im Verlauf der 80er Jahre die Oberhand. Sie 
führt seither einen rücksichtslosen, extrem gewalttätigen und kompromisslosen Feldzug gegen 
die srilankische Armee und gegen den srilankischen Staat. Dabei setzte sie auch erstmals das 
"Instrument" von Selbstmordattentaten systematisch ein. Jegliche Regelungskonzepte, die auf 
den Erhalt eines ungeteilten Staates auf der Insel abzielten, lehnt sie ab. Moderate Tamilen, die 
sich für Gewaltfreiheit und politische Autonomiekonzepte einsetzen, wurden von der LTTE gna-
denlos verfolgt und nach Möglichkeit ermordet. Die in ihrem Machtgebiet lebende Bevölkerung 
wurde rücksichtslos den Zwängen und Interessen ihrer Kriegspolitik unterworfen. Tamilen, häu-
fig auch Kinder, wurden nach Bedarf in ihre Kampftruppen gepresst, Nicht-Tamilen, besonders 
Muslime, wurden zu Zehntausenden vertrieben.  
 
Die srilankische Armee erwies sich für viele Jahre als zu schwach, um die LTTE militärisch zu 
besiegen, zumal sie zwischen 1971 und 1989 im inner-singhalesischen "Bruderkrieg" mit den 
Guerillas der kommunistischen JVP gebunden war.1 Selbst die indische Armee, die zwischen 
1987 und 1990 unter einem UN-Mandat Truppen als "Peacekeeping Force" ins Land sendete, 
musste nach schweren Verlusten den Kampf gegen die LTTE beenden und abziehen. Das Ziel 
Indiens, den Konflikt durch eine umfassende Autonomieregelung für das gesamte Territorium der 
srilankischen Tamilen zu beenden, blieb unerreicht.  
 
Erst im Februar 2002 kam es zu einem Waffenstillstandsabkommen, das nicht sofort zur Maku-
latur wurde, mit der UNP-Regierung unter R. Wickremesinghe und dem Beginn von Friedensver-
handlungen. Diese blieben jedoch letztlich erfolglos, der Waffenstillstand verlor im Laufe der 
folgenden Jahre nahezu jegliche Bedeutung; er wurde schließlich im Januar 2008 einseitig von 
der Regierung unter Präsident Rajapakse für beendet erklärt. Seine Regierung hatte sich längst 
für den absoluten Vorrang der militärischen Option, d.h. der Zerschlagung der LTTE, entschieden.  
 
                                               
1 Die JVP (Janatha Vimukti Perammuna - Volksbefreiungsfront) verfolgte als ihre Strategie im Konflikt über die 
nationale Integration die Errichtung eines kommunistischen Staates, in dem ethnische Zugehörigkeit keine Rolle 
mehr spielen sollte. An ihren politischen Endzielen hält die JVP auch nach ihrer militärischen Unterwerfung weiter 
fest. 
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Die Voraussetzungen für einen Erfolg schienen günstig: Der seit dem 11. September 2001 inter-
national geführte Kampf gegen den Terrorismus hatte auch die etablierten Nachschub- und Ver-
sorgungslinien der LTTE beeinträchtigt. Im Jahre 2004 war der Kommandant der Ostprovinz, Ka-
runa, mit seinen Kampfverbänden von der LTTE desertiert und hatte einen Ausgleich mit der 
Zentralregierung gefunden. Schließlich forderte auch das Terrorregime der LTTE gegen die eigene 
Bevölkerung seinen Preis. Die Einbettung der Guerillas in die örtliche tamilische Gesellschaft 
musste mehr und mehr erzwungen werden, gewaltsam und unbarmherzig, sie erfolgte kaum 
mehr freiwillig und mit Zustimmung zu den Zielen und Methoden der LTTE. Die Menschen ent-
zogen sich zusehends der Mobilisierung für den Kampf, der Informationsfluss über Bewegungen 
der Armee versiegte, selbst Kollaboration mit der Armee – zuvor aus Furcht vor späteren Repres-
salien nahezu ausgeschlossen – setzte ein.  
 
All diese Entwicklungen schwächten die LTTE offenbar entscheidend, so dass die militärische 
Kampagne im Frühjahr 2009 schließlich vor dem weitgehend erfolgreichen Abschluss zu stehen 
scheint. Das von der LTTE gehaltene Territorium von bis zu 5.000 qkm ist 
bis Anfang März 2009 auf unter 80 qkm geschrumpft. Die quasi-
staatlichen Strukturen, die die Guerillaorganisation für viele Jahre in den 
meisten Gebieten des Nordens und Ostens unterhalten hatte, sind 
zerstört, ihr Führer Prabhakaran – bisweilen mit dem Beinamen "Pol Pot 
Südasiens" belegt – lebt im Untergrund des Dschungels oder hat bereits 
das Land verlassen.  
 
 
 
Ausgangslage und Optionen der weiteren Entwicklung 
 
Das Regime Rajapakse 
 
Der Kampf, die über Monate hinweg lancierten Erfolgsmeldungen und schließlich der (bevorste-
hende) Triumph über die LTTE haben das Regime des Präsidenten Mahindra Rajapakse und die 
Mehrheit der singhalesischen Gemeinschaft, zumindest die einfache Bevölkerung, regelrecht 
zusammengeschweißt. Die Grundlage dieser Verbindung ist eindimensional: Sie basiert auf der 
Verheißung des Sieges über die LTTE, die in der Perzeption vieler Singhalesen gleichbedeutend 
ist mit "Sieg über die Tamilen". Für das Regime war spätestens seit Anfang 2008 kein Preis zu 
hoch – weder an Menschen, noch an Ressourcen, noch an Werten und Normen –, um diesen 
Sieg zu realisieren. Die kompromisslose Einschwörung der Bevölkerung auf die Siegstrategie und 
die Unterordnung aller Institutionen, politischen Prozesse und Werte unter dieses Ziel führten 
jedoch zu einer tief greifenden Transformation des politischen Systems und des öffentlichen 
Lebens. Jegliche Kritik, ob fundamental oder moderat, am Ziel der Regierung oder an den Me-
thoden zu seiner Realisierung wird als Widerstand gegen das Regime,  gegen  den  srilankischen 
Staat, gegen den Präsidenten bewertet. Mit Verweis auf die Priorität des "Existenzkampfes" der 
Nation werden in der Konsequenz Unterdrückung, Verfolgung, Verhaftung und Existenzvernich-
tung der Kritiker, ob Intellektuelle, Journalisten, Politiker oder einfache Bürger, gerechtfertigt. 
Die pluralistische Tradition des Landes wird dabei geopfert. Menschen verschwinden oder wer-
den ermordet. In den meisten dieser Fälle weisen die Umstände ziemlich eindeutig auf die Ver-
antwortung oder Urheberschaft des Regimes und seiner Schergen. Kritiker und Oppositionelle 
sprechen von systematischem Staatsterrorismus. 
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Militär- und Siegstrategie lassen andere Politikfelder aus der Perspektive geraten, vor allem die 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten, die massive Korruption und Günstlingswirtschaft sowie die 
Intransparenz und fehlende Verantwortlichkeit politischer Prozesse. Das Institutionengefüge ist 
ausgehöhlt. Die Judikative wird unter Druck gesetzt oder missachtet – sie hat ihre Funktionen 
als Hüter des Rechts weitgehend verloren. Das Parlament hat keine Möglichkeiten mehr, die 
Regierung in einer effektiven Form zu kontrollieren; Oppositionsparteien sind systematisch ein-
geschüchtert, dezimiert und geschwächt worden. Auch Parlamentarier befinden sich unter den 
"Vermissten" oder Ermordeten der letzten Jahre. Die Exekutive als Institution kann nur mehr als 
Witz bezeichnet werden. Die formale Regierung besteht aus bis zu 120 Ministern, d.h. fast jedes 
Mitglied der Regierungsfraktionen verfügt über ein eigenes "Portfolio". Als Entscheidungsgremi-
um ist das Kabinett damit praktisch irrelevant. Alle relevanten Entscheidungen werden in infor-
mellen Zirkeln getroffen, bestehend aus der Clique um den Präsidenten, der Armeeführung und 
einigen Wirtschaftsführern.  
 
Der wahre Kern des Regime, der alle Fäden in der Hand hat, besteht jedoch aus der 
"Brotherhood", den Brüdern Rajapakse, zu dem vielleicht noch sekundär der Armeechef Fonseka 
und der Premierminister Ratnasiri Wickremanayake zu zählen sind. Während Mahindra die öf-
fentliche Rolle des volksnahen, jovialen und lebenslustigen Präsidenten einnimmt, erledigen 
seine jüngeren Brüder, der "Präsidentenberater" Basil und der Verteidigungsstaatssekretär Go-
tabhaya (der wie der Armeechef auch die amerikanische Staatsbürgerschaft besitzt!), das ei-
gentliche Geschäft der Machtausübung und -sicherung. Der ältere Bruder Chamal ist zwar auch 
Minister, gehört aber nicht unmittelbar zu diesem Kern. Um die Struktur dieses autoritären Re-
gimes hinter der demokratischen Fassade zu verstehen, mag der Hinweis genügen, dass die 
"Brotherhood" in ihren verschiedenen Funktionen ca. 80% des Staatsbudgets formal verantwor-
tet – den Rest teilt die Schar der Minister unter sich auf.  
 
Die Zerschlagung der grausamen Terrororganisation LTTE durch welche Zentralregierung auch 
immer wird man schwerlich bedauern können. Ob die vollständige Vernichtung der LTTE gelin-
gen wird, so dass sie künftig zu keinerlei nennenswerten Terrormaßnahmen mehr in der Lage ist 
und quasi verschwindet, lässt sich derzeit nicht überblicken. In jedem Fall aber steht das Regime 
Rajapakse im Grunde schon jetzt vor den gleichen ungelösten Problemen wie alle Vorgängerre-
gierungen seit Erlangung der Unabhängigkeit. Letztlich ist die LTTE nur ein Symbol, ein Aus-
wuchs, des tieferen Problems der bislang fehlgeschlagenen nationalen Integration. Jenseits von 
kämpferischer Kriegsrhetorik und chauvinistischem Siegestaumel wird das Regime Wege zur 
Aussöhnung zwischen den singhalesischen und den tamilischen Gemeinschaften finden müssen. 
Gelingt dies nicht, werden separatistische Tendenzen und Bewegungen kaum langfristig zu ver-
hindern sein, unabhängig vom weiteren Geschick der LTTE. Dann wird es den Frieden nicht ge-
ben, den der Präsident versprochen hat.  
 
Zentrale Bedingung für die Aussöhnung ist, dass die Tamilen einen freiheitlichen und gleichbe-
rechtigten Platz in der srilankischen Gesellschaft erhalten, dass sie Teilhabe  am  Gesamtsystem 
(Power Sharing) und Formen der Eigengestaltung, einen autonomen Kompetenzbereich, erhalten.  
Dass das Regime zu solch fundamentalen Zugeständnissen bereit ist, erscheint derzeit allerdings 
mehr als zweifelhaft. Denn dies bedeutete zunächst, den eindimensionalen Populismus auf-
zugeben und damit die Grundlage für den Rückhalt des Regimes bei der Mehrheit der Singhale-
sen zu gefährden. Folglich sind Versuche, die institutionellen Voraussetzungen für eine Aussöh-
nung zu schaffen, bislang vom Regime abgeschmettert worden. Dies gilt vor allem für Vorschlä-
ge der UNP, der prinzipiellen Oppositionspartei. Aber auch die Interims-Empfehlungen einer vom  
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Präsidenten 2006 selbst eingesetzten unabhängigen Expertenkommission (All Party Representa-
tive Committee, APHR), die auf Machtteilung, Grundrechtssicherung und quasi-föderale Struktu-
ren hinauslaufen, sind völlig wirkungslos verpufft. Mehr noch: Der Vorsitzende des APHR sah 
sich gezwungen, einen vom Präsidenten diktierten Zwischenbericht statt den eigentlich von der 
Kommission erarbeiteten zu unterschrieben! Aber auch dieser Umgang à la Rajapakse mit "un-
abhängiger Beratung" wird auf Dauer das Problem nicht lösen, vielleicht den Krieg zu gewinnen, 
aber den Frieden zu verlieren. 
 
 
Die Tamilen 
 
Die srilankischen Tamilen stehen ihrerseits vor der Aufgabe, an der Gestaltung eines nationalen 
Versöhnungsprozesses aktiv mit zu arbeiten. Der Bürgerkrieg der vergangenen Jahrzehnte lässt 
sich nicht vor einer einfachen Schwarz-Weiß-Schablone bewerten – hier die chauvinistischen 
Nationalisten (buddhistische Singhalesen), dort die Ausgelieferten und Unterdrückten (hinduisti-
sche Tamilen). Der Ruf nach Separatismus und Eigenstaatlichkeit war lange Zeit populär in der 
tamilischen Gemeinschaft, vor allem unter ihren Parteien. Viele gingen davon aus, dass die LTTE 
am Ende siegreich werden sei, und haben Bedenken und Kritik gegen die mörderische Kriegfüh-
rung der Guerilla hinter das politische Ziel Tamil Eelam zurückgestellt. Zu viele Tamilen haben 
geschwiegen – zu Selbstmordattentaten, zu horrenden Menschenrechtsverletzungen und Mord 
an Zivilisten, zur Rekrutierung von Kindersoldaten, zum Terror gegen die eigene Bevölkerung, zur 
"ethnischen Säuberung" im Norden und Osten der Insel und nicht zuletzt zur Verfolgung und 
Ermordung anders denkender, moderater Politiker und Intellektueller unter den Tamilen selbst. 
Die tamilischen Parteien und die tamilischen Eliten in Colombo und im übrigen Süden der Insel 
haben geschwiegen, bis es zu spät war, bis die Angst vor tödlichen Konsequenzen alle ergriffen 
und alles erstarrt hat, bis nur noch der untaugliche Versuch blieb, nicht involviert zu werden.  
 
Durch die militärische Entwicklung sind gegenwärtig sämtliche politischen Handlungsspielräume 
der Tamilen auf ein Mindestmaß reduziert. Der Traum von Eigenstaatlichkeit, wie realistisch oder 
wünschenswert er auch immer gewesen sein mag, ist bis auf weiteres nicht zu verwirklichen. 
Diese Erkenntnis muss maßgeblich sein für alle politischen Kräfte der Tamilen. Wie sehr die 
Masse der einfachen Bevölkerung dieses Ziel tatsächlich noch teilt, ist sowieso nicht genau zu 
bestimmen. Gewiss ist, dass mit der scheinbar nicht enden wollenden Zwangsherrschaft der LTTE 
und den Entbehrungen des langen Bürgerkrieges längst viel existentiellere Prioritäten, nämlich 
der Schutz von Leib, Leben und Eigentum, in den Vordergrund getreten sind. Der Norden der 
Insel ist heute verwüstet. Noch immer befinden sich Zehntausende von Tamilen (nach einigen 
Quellen bis zu 150.000) in der direkten Kampfzone, gewissermaßen als "Geiseln" der Rest-LTTE; 
sie sind den andauernden Endkämpfen schutzlos ausgesetzt und stehen buchstäblich vor ihrer 
Vernichtung. Allein zwischen Mitte Januar und Anfang Februar 2009 sind ca. 2000 Zivilisten bei  
den rücksichtslosen Gefechten ums Leben gekommen. Weitere Hunderttausende sind zu Binnen-
flüchtlingen geworden.  Sie  alle  fristen ihr  Dasein  unter erbärmlichen Umständen. Diese Men-
schen brauchen eine Vertretung ihrer echten, existentiellen Interessen, nicht die Instrumentali-
sierung ihres demographischen Gewichts für politische Visionen von Eliten und Extremisten. 
Genau dies ist aber in den vergangenen Jahrzehnten geschehen; schuldig daran ist nicht nur die 
LTTE, sondern sind auch die tamilischen Parteien. 
 
Die Tamilen müssen die Kultur des Schweigens aufbrechen und die vergangenen Jahrzehnte 
aufarbeiten, insbesondere das Unrecht, das im tamilischen Namen für die Durchsetzung vorgeb- 
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lich tamilischer Interessen geschehen ist. Darin einbezogen ist  im  Übrigen auch  die  tamilische 
Diaspora in allen Teilen der Welt, die im Großen und Ganzen keine konstruktive Rolle in dem 
Konflikt gespielt hat. Ganz im Gegenteil: Sie war ein wichtiger Faktor für Status- und Machtge-
winnung der LTTE. Tamilische Parteien und Eliten müssen Desinteresse und Missachtung der 
Lebensumstände der in jeder Hinsicht kriegsversehrten Bevölkerung aufgeben und sich an Priori-
täten und Machbarem orientieren. Nur so können sie versuchen zu verhindern, dass für ihre Ge-
meinschaft ein "Leben im Schatten" innerhalb des srilankischen Staates Wirklichkeit wird. In den 
vergangenen Jahrzehnten, vor Rajapakse, gab es Konfliktregelungskonzepte, die sogar zu Phasen 
des Waffenstillstands führten, aber von tamilischer Seite nie wirklich ausgelotet und verhandelt 
wurden. Diese gilt es nun, wieder aufzugreifen. Was ist noch möglich an Autonomie für die ta-
milischen Gebiete? Welchen Beitrag können die Tamilen für die Verwirklichung einer stabilen 
Demokratie in Sri Lanka leisten? Was kann und muss die Gemeinschaft selbst tun, um separatis-
tischen Extremismus, Terror und Gewalt für die Zukunft auszuschließen? Dies sind die Fragen, 
denen die Tamilen nunmehr gegenüber stehen und die sie engagiert angehen müssen, um ihren 
Beitrag für stabile und gewaltfreie Verhältnisse, für die nationale Integration auf der Insel zu 
leisten. 
 
Akteure von außerhalb der Insel können den notwendigen Annäherungs- und Aussöhnungspro-
zess konstruktiv begleiten. Die tamilische Diaspora spielt hierbei eine zentrale Rolle. Dies gilt 
indessen auch für die singhalesische Diaspora, die in den vergangenen Jahren viel zur Polarisie-
rung der Bevölkerungsgruppen und Akzeptanz chauvinistischer Politik beigetragen hat. Aber 
auch andere externe Akteure müssen realisierbare und prioritäre Optionen für die Verwirkli-
chung einer nationalen Integration von anderen Interessen abkoppeln. Zu häufig ist Engagement 
von außen im Konflikt in Sri Lanka als Einmischung, wenn nicht als genuine Unterstützung ta-
milischer separatistischer Interessen gewertet worden – ob im Einzelfall zu Recht oder zu Un-
recht, sei hier dahin gestellt. Nicht zuletzt aus diesem Grunde war das Engagement der so ge-
nannten Co-Chairs (USA, Japan, EU und Norwegen) der "Conference on Reconstruction and De-
velopment of Sri Lanka", durchgeführt in Tokio im Juni 2003, insbesondere dasjenige Norwegens, 
im Hinblick auf die Beendigung des Bürgerkriegs unterm Strich nicht erfolgreich. Ob die Einrich-
tung der Co-Chairs künftig überhaupt noch eine Rolle in einem Friedensprozess haben kann, ist 
derzeit fraglich. Die Notwendigkeit, Möglichkeiten und Optionen neu zu definieren, besteht aber 
auch für einen anderen Akteur, der historisch, politisch und kulturell viel enger mit den Ge-
schehnissen in Sri Lanka verknüpft ist: für die Regionalmacht Indien. 
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